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B R E M I S C H E B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
15. Wahlperiode

Beschlussprotokoll
44. Sitzung

27. 09. 01
Nr. 15/729 – 15/742

Nr. 15/729

Förderung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen

Mitteilung des Senats vom 28. August 2001
(Drucksache 15/798)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Nr. 15/730

Blinden Menschen den Wahlakt ohne fremde Hilfe ermöglichen

Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
vom 25. September 2001
(Neufassung der Drs. 15/805 vom 29.08.01)
(Drucksache 15/836)

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, für Wahlen in Bremen und Bre-
merhaven Schablonen in der Brailleschrift für Blinde einzuführen, damit sie den
Wahlakt selbständig ohne die Hilfe einer Vertrauensperson vollziehen können.

Nr. 15/731

ISP-Projekte in Bremerhaven

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. Mai 2001
(Drucksache 15/716)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 18. September 2001

(Drucksache 15/827)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort des Senats Kenntnis.

Nr. 15/732

Beteiligung Bremerhavens am Investitionssonderprogramm einschließlich Folge-
teil 2000 bis 2010

Große Anfrage der Fraktion der SPD
vom 21. Mai 2001
(Drucksache 15/728)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 18. September 2001
(Drucksache 15/828)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort des Senats Kenntnis.
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Nr. 15/733

Gesetz zur Änderung des Deputationsgesetzes

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Juli 2001
(Drucksache 15/775)
1. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in erster Lesung.

Nr. 15/734

Keine Zusammenlegung von Finanzgericht und Oberverwaltungsgericht

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Juli 2001
(Drucksache 15/776)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab.

Nr. 15/735

Internationalen Terrorismus konsequent und angemessen begegnen

Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 26. September 2001
(Drucksache 15/846)

Die Welt hat mit Trauer, Bestürzung und auch Wut auf die verheerenden Terroran-
griffe auf die USA reagiert. Der Tod von tausenden unschuldigen Menschen wird
nicht ohne Folgen bleiben. Die Welt verfolgt die Ereignisse mit Sorge um eine
friedliche Zukunft und Befürchtungen für das friedliche Zusammenleben der Völ-
ker, Kulturen und Religionen. Die Menschen in Deutschland und auch im Lande
Bremen haben spontan und eindrucksvoll ihre Trauer für die Opfer und ihre An-
gehörigen zum Ausdruck gebracht. Der Abscheu vor dem Verbrechen ohne Bei-
spiel folgte die Demonstration der Solidarität und Verbundenheit mit dem ameri-
kanischen Volk. Alle relevanten politischen und gesellschaftlichen Kräfte haben
sich beispielhaft und einig daran beteiligt.

Die Bürgerschaft (Landtag) wendet sich zugleich gegen eine allgemeine Verun-
glimpfung und Verdächtigung der Angehörigen moslemischen Glaubens, insbe-
sondere einer Gleichsetzung von Terrorismus und Islam. Die überwiegende Mehr-
heit der Moslems lehnt Gewalt und Terror ab. Die Bürgerschaft (Landtag) vertritt
die Auffassung, dass das Bemühen in eine gerechte Weltwirtschafts- und Sozial-
ordnung intensiviert werden muss, um dem Terrorismus auf diese Weise Nährbo-
den zu entziehen.

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert – neben notwendigen repressiven Reaktionen
– zivile Maßnahmen gegen die Ursachen von Terrorismus, insbesondere eine nach-
haltige Friedensregelung für den Nahen Osten.

Vor diesem Hintergrund erklärt und bekräftigt die Bürgerschaft (Landtag):

1. Die Bürgerschaft (Landtag) gedenkt mit Trauer und Bestürzung der unschul-
digen Opfer und des Leids für Angehörige und Freunde. Die Bürgerschaft
(Landtag) zollt besonderen Respekt den beteiligten Rettungskräften, die sich
unter akuter Gefahr für das eigene Leben und der eigenen Gesundheit für die
Bergung und Versorgung der Opfer eingesetzt haben.

2. Die Bürgerschaft (Landtag) vertritt die Auffassung, dass es sich nicht allein
um einen Angriff gegen die USA und ihre Menschen, sondern um einen An-
schlag gegen jegliche Zivilisation handelt. Die Bürgerschaft (Landtag) teilt
die Auffassung der Bundesregierung, dass der Terroranschlag gegen das World
Trade Center in New York und das Pentagon in Washington auch als Angriff
gegen die Bündnispartner der USA anzusehen ist. Die Bürgerschaft (Landtag)
unterstützt deshalb die Erklärung des Bündnisfalls gemäß Artikel 5 des Nord-
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Atlantik-Vertrages und die Bereitschaft der Bundesregierung, dies mit sicht-
barer Solidarität für das weitere Handeln der USA zu unterlegen. Hierzu kön-
nen auch militärische Beiträge der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen
der internationalen Gemeinschaft gehören, sofern sie einen Beitrag zur Be-
kämpfung des Terrorismus in der Welt oder zur Ergreifung der Täter der An-
schläge in den USA darstellen.

3. Die Bürgerschaft (Landtag) unterstützt alle rechtlich zulässigen Maßnahmen,
die geeignet sind, die Täter, ihre Hintermänner sowie die Tatumstände zu er-
mitteln und spricht sich nachdrücklich dafür aus, die direkt oder gegebenen-
falls mittelbar Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. Sie ruft alle poli-
tischen Entscheidungsträger zu konsequentem und entschlossenem Handeln
auf, das sich aber an den Maximen der Angemessenheit und Verhältnismä-
ßigkeit messen lassen muss und das insbesondere Schuldige von Unschuldi-
gen trennt.

4. Die Bürgerschaft (Landtag) bekennt sich zu den Grundwerten einer offenen
und toleranten Gesellschaft. Freiheit und Freizügigkeit sowie der Schutz des
religiösen  Bekenntnisses  setzen  der  staatlichen  Fähigkeit  Grenzen,  miss-
bräuchliche Nutzungen dieser Rechte lückenlos erkennen und ihnen vorbeu-
gen zu können. Kulturelle Vielfalt und die Integration von ausländischen Mit-
bürgern auf der Grundlage unserer Werte- und Rechtsordnung bleiben nach
Auffassung der Bürgerschaft (Landtag) wichtige politische und gesellschaftli-
che Ziele. Die Bürgerschaft (Landtag) unterstützt jedoch nachdrücklich alle
jetzigen und gegebenenfalls zusätzlich zu ergreifenden rechtlich zulässigen
Maßnahmen der nationalen und internationalen Sicherheitsvorsorge, die ge-
eignet sind, missbräuchliche Inanspruchnahmen unserer Werte- und Rechtsord-
nung insbesondere durch religiös motivierte Terroristen zu erkennen und be-
darfsweise konsequent zu unterbinden.

Darüber hinaus beschließt die Bürgerschaft (Landtag):

1. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, insbesondere hinsichtlich
der Aufklärung, Erkennung, Dokumentation, Verhinderung und Verfolgung
der Aktivitäten von Terroristen insbesondere mit internationalen Bezügen wei-
terhin eng mit den überregional und international zuständigen Behörden zu-
sammenzuarbeiten. Sie bittet den Senat insbesondere, alle zulässigen Maß-
nahmen zu unterstützen oder einzuleiten, die geeignet sind, die Zusammen-
arbeit zu verbessern und zu effektivieren.

2. Die Bürgerschaft (Landtag) bittet den Senat, in enger Abstimmung mit ent-
sprechenden Maßnahmen anderer Länder und des Bundes möglichst zeitnah
darzustellen,

— welche Strukturen und Organisationsformen der Zusammenarbeit in Bre-
men, aber auch national und international im Bereich der Polizei, der
Strafverfolgungsorgane, der Nachrichtendienste und der Katastrophen-
vorsorge weiterentwickelt werden müssen,

— wie und mit welchen gegebenenfalls zusätzlichen Mitteln und Rechten
die Sicherheitsbehörden ausgestattet werden müssen, um Informations-
und Finanzströme, die für die Vorbereitung krimineller und terroristischer
Aktivitäten genutzt werden können, national und international effektiver
überwachen zu können,

— welche rechtlichen Veränderungen auf der Ebene der bremischen Ge-
setzgebung notwendig sind bzw. welche Veränderungen der Bundesge-
setzgebung eingeleitet oder unterstützt werden müssen, um die Arbeit
der Sicherheits- und Strafverfolgungsorgane effektiver, schneller, geziel-
ter und mit höherer präventiver Wirkung gestalten zu können.

3. Die Bürgerschaft (Landtag) bittet den Senat, zur effektiven Bekämpfung des
internationalen Terrorismus in Bremen schnellstmöglich darzustellen,

— welche repressiven und präventiven Maßnahmen der öffentlichen und
sozialen Sicherheit ressortübergreifend von den zuständigen Behörden,
vor allem der Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie dem So-
zial- und Bildungsbereich, kurz- und längerfristig durchgeführt werden
müssen,

— wie und mit welchen gegebenenfalls zusätzlichen Mitteln die genannten
Bereiche ausgestattet werden müssen.
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4. Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt, zur Bekämpfung des internationalen
Terrorismus und der organisierten Kriminalität als Sofortprogramm zusätzlich
zu den bereits beschlossenen Haushaltsansätzen 2001 für dringend benötigte
Beschaffungsvorhaben der Polizei und des Verfassungsschutzes 5,0 Mio. DM
bereitzustellen, soweit der konkrete Bedarf der Innendeputation und dem
Haushalts- und Finanzausschuss nachgewiesen worden ist.

5. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, zur Stärkung der Polizei-
präsenz in Bremen und Bremerhaven zusätzliche Potentiale schnellstmöglich
zu identifizieren und diese in den Kernbereich der Polizei zurückzuführen.
Die hierfür erforderlichen Mittel werden zur Verfügung gestellt.

6. Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt, die notwendigen Mittel zur wirksa-
men Bekämpfung des internationalen Terrorismus und der organisierten Kri-
minalität, insbesondere durch Abschöpfung von Verbrechensgewinnen sowie
für die personelle Verstärkung der staatsanwaltlichen Abteilungen für Wirt-
schaftsstrafsachen, politische Strafsachen und organisierte Kriminalität sowie
der für Verfahren dieser Art zuständigen Strafgerichte bereitzustellen, soweit
der konkrete Bedarf dem Rechtsausschuss und dem Haushalts- und Finanz-
ausschuss nachgewiesen worden ist. Ebenso sind die zusätzlichen Sachkos-
ten, insbesondere für die in diesen Ermittlungsverfahren unverzichtbare Aus-
stattung mit Informationstechnik, zur Verfügung zu stellen.

7. Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt, entsprechend dem PEP, den Polizei-
bereich, die Staatsanwaltschaft, die Strafjustiz und das Landesamt für Verfas-
sungsschutz  für die Jahre 2002 und 2003 von künftigen Personaleinsparun-
gen ersatzlos auszunehmen.

8. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, das Landesamt für Verfas-
sungsschutz für die neuen Aufgaben der Bekämpfung des internationalen Ter-
rorismus  in dem notwendigen Umfang auszustatten und zu stärken, erforder-
lichenfalls werden zusätzliche Mittel im Haushalt zur Verfügung gestellt. Fer-
ner wird der Senat aufgefordert zu prüfen, ob durch eine Zusammenarbeit
des Landesamtes für Verfassungsschutz mit dem niedersächsischen Verfas-
sungsschutz die Handlungsfähigkeit im operativen Bereich verbessert wer-
den kann.

9. Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, zusätzlich bis zu 30 Polizei-
anwärter für den Ausbildungsjahrgang 2001/2004 und die kommenden zwei
Ausbildungsjahrgänge einzustellen. Die notwendige zusätzliche Finanzierung
ist so lange sicherzustellen, bis durch Fluktuation frei werdende Stellen zur
Verfügung stehen.

Nr. 15/736

Bericht über die Tätigkeit der mit Wirtschaftsförderaufgaben beauftragten juris-
tischen Personen des privaten Rechts für das Jahr 2000 (Beleihungsbericht 2000)

Mitteilung des Senats vom 24. Juli 2001
(Drucksache 15/777)

Die Bürgerschaft (Landtag) überweist den Bericht über die Tätigkeit der mit Wirt-
schaftsförderaufgaben beauftragten juristischen Personen des privaten Rechts für
das Jahr 2000 zur Beratung und Berichterstattung an die staatliche Deputation für
Wirtschaft und Häfen (federführend), die staatliche Deputation für Umwelt und
Energie, die staatliche Deputation für Arbeit und Gesundheit und die staatliche
Deputation für Soziales, Jugend und Senioren.

Nr. 15/737

Europäische Agentur für Schiffssicherheit

Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU und Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. August 2001
(Drucksache 15/797)

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, gemeinsam mit dem Magistrat
der Stadt Bremerhaven bei der Bundesregierung Bremerhaven als Sitz für die in
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der Planung befindlichen Europäischen Agentur für Schiffssicherheit vorzuschla-
gen, damit die Bundesregierung der Europäischen Union einen deutschen Standort-
vorschlag unterbreiten kann.

Nr. 15/738

Aktionsprogramm gegen Lehrermangel

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 25. September 2001
(Neufassung der Drs. 15/514 vom 01.11.00)
(Drucksache 15/837)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab.

Nr. 15/739

Aktionsprogramm gegen Lehrermangel

Mitteilung des Senats vom 4. September 2001
(Drucksache 15/808)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Nr. 15/740

Fremdsprachlicher Unterricht in der Grundschule

Mitteilung des Senats vom 4. September 2001
(Drucksache 15/809)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Nr. 15/741

Für den Erhalt der Halbpreis-BahnCard

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. September 2001
(Drucksache 15/814)

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, sich bei den Verhandlungen
über das neue, für Ende 2002 vorgesehene Preissystem dafür einzusetzen,

— dass mit der BahnCard auch weiterhin ein 50prozentiger Rabatt auf den nor-
malen Fahrpreis gewährt wird,

— dass Bahnkunden/-innen im Nah- und Regionalverkehr nicht benachteiligt
werden.

Nr. 15/742

Hilfen für Schwangere in Not und Schutzmaßnahmen für ausgesetzte Neugebo-
rene

Mitteilung des Senats vom 11. September 2001
(Drucksache 15/820)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mitteilung des Senats Kenntnis.


